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Unterhaltspflicht für ein aussereheliches Kind – Beistandspflicht der Ehegatten

1. Ausgangslage und Fragestellung
Eine verheiratete Frau (Ehepaar A) hat mit einem ebenfalls verheirateten Mann (Ehepaar B) ein aussereheliches Kind
 gezeugt. Der biologische Vater hat nach erfolgreicher Anfechtungsklage des Ehemannes das Kind anerkannt.
Das Ehepaar A hat drei unmündige eheliche Kinder. Die Einkommensverhältnisse sind (noch) nicht beziffert. Der Ehemann ist zu 100% unselbständig erwerbstätig und hat keine weiteren Unterhaltspflichten. Die Ehefrau erzielt aus selbständiger Nebenerwerbstätigkeit ein Einkommen in unbekannter Höhe.
Das Ehepaar B hat zwei erwachsene Kinder, für die keine Unterhaltspflicht mehr besteht. Der Ehemann ist AHV-Rentner, ob ein Rentenanspruch aus einer Pensionskasse besteht, ist nicht bekannt. Die Ehefrau ist unselbständig erwerbstätig mit Einkommen in unbe-kannter Höhe. Das Ehepaar lebt angeblich in bescheidenen Verhältnissen.

Die mit der Unterhaltsregelung beauftragte Amtsvormundin erkundigt sich, ob und wie die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der jeweiligen Ehepartner bei der Bemes-sung des Unterhaltsbeitrages für das neu geborene Kind zu berücksichtigen seien.

2. Erwägungen

Vorbemerkung
Da konkrete Angaben über die Einkommens- und Vermögensverhältnisse der Beteiligten fehlen, können nur grundsätzliche Erwägungen angestellt und keine konkreten Berech-nungen angestellt werden. 

Während Art. 278 Abs. 2 ZGB Ehegatten verpflichtet, dem andern in der Erfüllung der Unterhaltspflicht gegenüber vorehelichen Kindern in angemessener Weise beizustehen, gibt es keine explizite Beistandspflicht von Ehegatten mit Bezug auf den Unterhalt von ausserehelichen Kindern. Nach der (noch) nicht gefestigten bundesgerichtlichen Recht-sprechung (BGE 127 III 68, zeitlich unbeschränkt bejaht und  BGE 129 III 417 relati-vierend) und einem Teil der Lehre (vgl. Rumo-Jungo a.a.O. mit zahlreichen Hinweisen) läst sich eine solche Beistandspflicht aus der allgemeinen ehelichen Beistandspflicht (Art. 159 Abs. 3 ZGB) ableiten.
Soweit eine solche Beistandspflicht bejaht wird, ist sie subsidiär zu den Unterhaltsan-sprüchen gemäss Art. 276 und 295 ZGB. Angesichts der noch nicht gefestigten bundes-gerichtlichen Rechtsprechung und der Kontroverse in der Lehre ist eine solche Beistands-pflicht jedenfalls nur mit Zurückhaltung zu befürworten.

Im vorliegenden Fall ist aus dieser Sicht der Ehefrau des ausserehelichen Vaters und AHV-Rentners (Ehepaar B) zweifellos nicht zuzumuten, ihre Erwerbstätigkeit auszu-weiten, damit ihr Ehemann einen höheren Unterhaltsbeitrag bezahlen kann. 
Der Stiefvater des 2005 geborenen Kindes und Ehemann der Mutter (Ehepaar A) hat allenfalls in Kauf zu nehmen, dass seine Ehefrau ihre Erwerbstätigkeit ausweitet oder dass durch die Betreuung eines weiteren Kindes im gemeinsamen Haushalt der Lebensstandard der ganzen Familie eingeschränkt wird. 

Fazit

Unter dem Vorbehalt einer namhaften Rente aus BVG und/oder eines namhaften Vermö-gens des unterhaltspflichtigen ausserehelichen Vaters dürfte im vorliegenden Fall dessen Unterhaltsbeitrag in der AVH-Zusatzrente bestehen. Der restliche nicht gedeckte Barbe-darf ist wohl von der Mutter aufzubringen, die zusätzlich die Betreuungsarbeit leistet, an der mindestens indirekt auch ihr Ehemann beteiligt ist. Dieser klärt mit Vorteil noch die Bezugsberechtigung für die Kinderzulage nach kantonalem Kinderzulagengesetz ab. Es ist durchaus möglich, dass er Anspruch darauf hat, wenn das Kind im ehelichen Haushalt aufwächst und er direkt oder indirekt für dessen Unterhalt aufkommt.
Es empfiehlt sich auf jeden Fall, konkrete Angaben über die Einkommens- und Vermö-gensverhältnisse aller Beteiligten einzuholen und dann eine konkrete Berechnung anzu-stellen. Diese erfolgt am besten mit einer kombinierten Methode: Berechnung der Existenzminima der beiden Ehepaare bzw. Familien mit Gegenüberstellung der Über-schüsse und Berechnung des konkreten Unterhaltsbedarfs des 2005 geborenen Kindes. Dieser ist dann im Verhältnis der Überschüsse zu verteilen. Dabei bildet das betreibungs-rechtliche Existenzminimum die Grenze der Leistungsfähigkeit des Vaters, der jedoch mindestens die AHV-Kinderrente abzuliefern hat. Selbst wenn der unterhaltspflichtige Vater nicht mehr als die AHV-Kinderrente leisten kann, wird dadurch für alle Beteiligten die konkrete „Lastenverteilung“ sichtbar. Wenn allerdings das Ehepaar A mit den nun-mehr 4 Kindern dadurch in wirtschaftliche Schwierigkeiten gerät, unter das Existenz-minimum sinkt und wirtschaftliche Sozialhilfe nach SHG beanspruchen müsste, kompli-ziert sich die Sach- und Rechtslage und bedarf einer eingehenderen Prüfung..
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Christoph Häfeli
� „Von ausserehelichen Kindern spricht man, wenn ein Kind im Rahmen einer bestehenden Ehe von einem der Ehegatten mit einer Drittperson gezeugt wird“  Zwischen dem Kind und dem Ehegatten seiner Mutter bzw. dem Kind und der Ehegattin seines Vaters liegt ein Stiefkindverhältnis vor (Alexandra Rumo-Jungo, Kindesunterhalt und neue Familienstrukturen, unveröffentlichtes Referat, Symposium zum Familienrecht, 6./7. Oktober 2005, Universität Freiburg).





